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Staatskanzlei

Eingangsbemerkungen

• Im Jahr 2019 hielt der Leiter Kanzlei der Staatskanzlei anlässlich des Treffens der Einwohnerämter ein 

Referat zum Thema «Stimmrechtsbescheinigungen».

• Im Oktober 2025 erschien von der Bundeskanzlei (BK) das überarbeitete Vademecum 

«Stimmrechtsbescheinigung». Aus diesem Grund wurde die Präsentation aus dem Jahr 2019 überarbeitet 

und an die aktuellen Vorgaben des Vademecums angepasst.

• Zusätzlich sind zu beachten:

• Dokument «Vademecum ‘Stimmrechtsbescheinigungen’: Was ist neu?», welches die BK im 

Zusammenhang mit dem neuen Vademecum erstellt hat; und

• E-Mail der Staatskanzlei vom 25. März 2026 zum «Umgang mit Familienfällen».
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1. Gesetzliche Grundlagen Übersicht

a. auf Bundesebene

• Bundesverfassung vom 18. April 1999 (BV, SR 101)

• Bundesgesetz über die politischen Rechte vom 17. Dezember 1976 (BPR, SR 161.1)

• Verordnung über die politischen Rechte vom 24. Mai 1979 (VPR, SR 161.11)

• Broschüre «Stimmrechtsbescheinigung» (3. Auflage, Oktober 2025)
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1. Gesetzliche Grundlagen Übersicht

b. auf Kantons-, Bezirks- und Gemeindeebene

• Verfassung des Kantons Schwyz vom 24. November 2010 (KV, SRSZ 100.100)

• Wahl- und Abstimmungsgesetz vom 15. Oktober 1970 (WAG, SRSZ 120.100)

• Kantonsratswahlgesetz vom 17. Dezember 2014 (KRWG, SRSZ 120.200)

• Gesetz über die Organisation der Gemeinden und Bezirke vom 25. Oktober 2017 (GOG, SRSZ 152.100)

• Wahl- und Abstimmungsverordnung vom 16. November 2016 (WAV, SRSZ 120.111)

Seite 5 Stimmrechtsbescheinigung



Staatskanzlei

2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

a. auf Bundesebene 1/7

• BV

• Art. 138 Abs. 1

100 000 Stimmberechtigte können innert 18 Monaten seit der amtlichen Veröffentlichung ihrer 

Initiative eine Totalrevision der Bundesverfassung vorschlagen.

• Art. 141 Abs. 1

Verlangen es 50 000 Stimmberechtigte oder acht Kantone innerhalb von 100 Tagen seit der amtlichen 

Veröffentlichung des Erlasses, so werden dem Volk zur Abstimmung vorgelegt:
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

a. auf Bundesebene 2/7

• BPR

• Art. 61
1 Der Stimmberechtigte muss seinen Namen und seine Vornamen handschriftlich und leserlich auf die 

Unterschriftenliste schreiben sowie zusätzlich seine eigenhändige Unterschrift beifügen.
1bis Schreibunfähige Stimmberechtigte können die Eintragung ihres Namenszuges durch einen 

Stimmberechtigten ihrer Wahl vornehmen lassen. Dieser setzt seine eigene Unterschrift zum Namenszug 

der schreibunfähigen Person und bewahrt über den Inhalt der empfangenen Anweisungen 

Stillschweigen.
2 Der Stimmberechtigte muss alle weiteren Angaben machen, die zur Feststellung seiner Identität nötig 

sind, wie Geburtsdatum und Adresse.
3 Er darf das gleiche Referendumsbegehren nur einmal unterschreiben.
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

a. auf Bundesebene 3/7

• BPR

• Art. 62
1 Die Unterschriftenlisten sind laufend, spätestens aber rechtzeitig vor Ablauf der Referendumsfrist der 

Amtsstelle zuzustellen, die nach kantonalem Recht für die Stimmrechtsbescheinigung zuständig ist.
2 Die Amtsstelle bescheinigt, dass die Unterzeichner in der auf der Unterschriftenliste bezeichneten 

Gemeinde in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind, und gibt die Listen unverzüglich 

den Absendern zurück.
3 Die Bescheinigung muss in Worten oder Ziffern die Zahl der bescheinigten Unterschriften angeben; sie 

muss datiert sein und die eigenhändige Unterschrift des Beamten aufweisen und dessen amtliche 

Eigenschaft durch Stempel oder Zusatz kennzeichnen.
4 Das Stimmrecht der Unterzeichner kann für mehrere Listen gesamthaft bescheinigt werden.
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

a. auf Bundesebene 4/7

• BPR

• Art. 63
1 Die Stimmrechtsbescheinigung wird verweigert, wenn die Voraussetzungen des Artikels 61 nicht erfüllt 

sind.
2 Hat der Stimmberechtigte mehrmals unterschrieben, so wird nur eine Unterschrift bescheinigt.
3 Der Verweigerungsgrund ist auf der Unterschriftenliste anzugeben.

• Art. 70

Die für das Referendum aufgestellten Bestimmungen über Unterschrift

(Art. 61), Stimmrechtsbescheinigung (Art. 62) und Verweigerung der Stimmrechtsbescheinigung

(Art. 63) gelten sinngemäss auch für die Volksinitiative.
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

a. auf Bundesebene 4/7

• BPR

• Art. 64 Abs. 2 (Referendum)
2Eingereichte Unterschriftenlisten werden nicht zurückgegeben und können nicht eingesehen werden.

• Art. 71 Abs. 1 (Initiative)
2Eingereichte Unterschriftenlisten werden nicht zurückgegeben und können nicht eingesehen werden.
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

a. auf Bundesebene 5/7

• VPR

• Art. 18a

Stimmberechtigte, die ein Referendum für andere, schreibunfähige Stimmberechtigte unterzeichnen, 

tragen deren Personalien vollständig in die Unterschriftenliste ein. In der Rubrik «eigenhändige 

Unterschrift» tragen sie in Blockschrift samt dem Hinweis «im Auftrag/i.A.» ihren eigenen Namen ein 

und fügen ihre eigene Unterschrift bei.
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

a. auf Bundesebene 6/7

• VPR

• Art. 19
1 Die Stimmrechtsbescheinigung wird erteilt, wenn der Unterzeichner am Tag, an dem die 

Unterschriftenliste zur Bescheinigung eingereicht wird, im Stimmregister eingetragen ist.
2 Verweigert die Amtsstelle die Stimmrechtsbescheinigung, so begründet sie dies durch eines der 

folgenden Stichworte:

a. unleserlich;

b. nicht identifizierbar;

c. mehrfach unterschrieben;

d. von gleicher Hand;

e. nicht handschriftlich;

f. nicht im Stimmregister;

g. eigenhändige Unterschrift fehlt;

h. falsches Geburtsdatum.
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

a. auf Bundesebene 7/7

• VPR

• Art. 19
3 Die Amtsstelle gibt auf jeder Liste oder in der Gesamtbescheinigung die Anzahl der gültigen und der 

ungültigen Unterschriften an.
4 …
5 Die Bundeskanzlei erlässt Weisungen über die Gesamtbescheinigung nach Artikel 62 Absatz 4 BPR.
6 Die Amtsstelle wahrt das Stimmgeheimnis.

• Weisungen: Broschüre «Stimmrechtsbescheinigung» oder Integrität von Unterschriftensammlungen

(Dokumente, ganz unten).

Seite 13 Stimmrechtsbescheinigung

https://www.bk.admin.ch/de/integritaet


Staatskanzlei

2. Gesetzliche Grundlagen für Initiativen und Referenden

a. auf Bundesebene – Zusammenfassung 1/2

• Zum Sammeln:

• Nur Stimmberechtigte dürfen unterschreiben

• Gibt Sammelfrist mit Start- und Enddatum

• Namen, Vorname und Unterschrift müssen eigenhändig sein

• Es müssen alle Felder ausgefüllt sein

• Gleiche Begehren darf nur einmal unterschrieben werden

• Sonderregelung für schreibunfähige Stimmberechtigte

• Stimmrechtsbescheinigung ist vor Ablauf der Sammelfrist einzuholen

• Gleiche Vorschriften für Initiativen und Referenden
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2. Gesetzliche Grundlagen für Initiativen und Referenden

a. auf Bundesebene – Zusammenfassung 2/2

• Für die Stimmrechtsbescheinigung:

• Gemeinden müssen Unterschriftenbogen unverzüglich bearbeiten und zurückgeben

• Massgebende Tag für Stimmberechtigung ist festgelegt

• Gleiche Vorschriften für Initiativen und Referenden

• Auch bei Referenden mit unterschiedlichen Sammelbogen darf nur eine Unterschrift bescheinigt werden

• Vorgaben, was Bescheinigung umfassen muss:

• Eingangsstempel und fortlaufende Nummerierung der Bogen

• Angabe Verweigerungsgrund

• Anzahl der gültigen Unterschriften

• Eigenhändige Unterschrift und amtliche Eigenschaft des Beamten

• Amtsstempel Dienststelle

• Ort und Datum der Bescheinigung

• Gesamtbescheinigung möglich

• Gilt Stimmgeheimnis
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

b. auf Kantonsebene 1/5

• KV

• § 26
1 Stimm- und wahlberechtigt sind Schweizer Bürgerinnen und Bürger 

mit Wohnsitz im Kanton, die das 18. Altersjahr zurückgelegt haben und in eidgenössischen 

Angelegenheiten stimm- und wahlberechtigt sind.
2 Wer stimm- und wahlberechtigt ist, kann in Kanton, Bezirk und Gemeinde an Wahlen und 

Abstimmungen teilnehmen sowie Initiativen und Referenden unterzeichnen.
3 Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer, die in eidgenössischen Angelegenheiten stimm- und 

wahlberechtigt sind, sind dies auch in kantonalen Angelegenheiten. 
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

b. auf Kantonsebene 2/5

• KV

• § 28

2000 Stimmberechtigte können mit einer Initiative jederzeit verlangen:

• § 30 Abs. 1
1 Der Regierungsrat stellt fest, ob eine Initiative zustande gekommen ist.

Seite 17 Stimmrechtsbescheinigung



Staatskanzlei

2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

b. auf Kantonsebene 3/5

• KV

• § 35
1 Auf Begehren von 1000 Stimmberechtigten werden der Volksabstimmung unterstellt, die nicht dem 

obligatorischen Referendum unterstehenden:

a) Gesetze sowie internationalen und interkantonalen Vereinbarungen; 

b) Ausgabenbeschlüsse des Kantonsrates über neue einmalige Ausgaben von mehr als 5 Millionen 

Franken und neue jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr als 500 000 Franken.
2 Die Frist zur Einreichung des Begehrens beträgt 60 Tage seit der amtlichen Veröffentlichung des 

Beschlusses.
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

b. auf Kantonsebene 4/5

• WAG

• § 5
1 Das Stimmrecht wird am politischen Wohnsitz ausgeübt. Dieser befindet sich in der Gemeinde, wo die 

stimmberechtigte Person wohnt und angemeldet ist. Fahrende stimmen in ihrer Heimatgemeinde.
2 Hinterlegt eine stimmberechtigte Person in einer Gemeinde statt des Heimatscheines einen 

Heimatausweis, erwirbt sie nur politischen Wohnsitz, wenn sie nachweist, dass sie am Ort, wo der 

Heimatschein liegt, nicht im Stimmregister eingetragen ist.
3 Wechselt eine stimmberechtigte Person während der letzten vier Wochen vor einem Urnengang den 

politischen Wohnsitz, erhält sie am neuen Wohnsitz das Stimmmaterial für diesen Urnengang nur gegen 

den Nachweis, dass sie das Stimmrecht nicht bereits am bisherigen politischen Wohnsitz ausgeübt hat.
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

b. auf Kantonsebene 5/5

• WAG

• § 6
1 Auslandschweizer, die sich für die Ausübung ihrer politischen Rechte in eidgenössischen 

Angelegenheiten angemeldet haben, sind auch in Angelegenheiten des Kantons stimmberechtigt.
2 Sie üben ihr Stimmrecht in der Gemeinde aus, die sie für die Ausübung der politischen Rechte in 

eidgenössischen Angelegenheiten als Stimmgemeinde gewählt haben.

• § 9 Abs. 1
1 Die Gemeinde führt ein aktuelles Verzeichnis aller in Angelegenheiten des Bundes, des Kantons, des 

Bezirks und der Gemeinde stimmberechtigten Personen. Der Gemeinderat bezeichnet eine amtliche 

Stelle, die das Stimmregister führt. 
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

b. auf Kantonsebene – Zusammenfassung

• Zum Sammeln:

• Nur Stimmberechtigte dürfen unterschreiben

• Initiative: gibt keine Sammelfrist!!

• Referendum: gibt 60-tägige Sammelfrist mit Enddatum

 Sonst keine weiteren Vorgaben

• Für die Stimmrechtsbescheinigung:

 Keine Vorgaben
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

c. auf Bezirks-/Gemeindeebene 

• KV

• § 26
1 Stimm- und wahlberechtigt sind Schweizer Bürgerinnen und Bürger 

mit Wohnsitz im Kanton, die das 18. Altersjahr zurückgelegt haben und in eidgenössischen 

Angelegenheiten stimm- und wahlberechtigt sind.
2 Wer stimm- und wahlberechtigt ist, kann in Kanton, Bezirk und Gemeinde an Wahlen und 

Abstimmungen teilnehmen sowie Initiativen und Referenden unterzeichnen.

• GOG

• § 9
2 Sie gilt als Einzelinitiative, wenn sie von einem einzelnen Stimmberechtigten unterzeichnet ist.
3 Sie gilt als Pluralinitiative, wenn sie von fünf Prozent der Stimmberechtigten, jedoch mindestens von 

fünf und höchstens 300 Stimmberechtigten, unterzeichnet ist
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2. Gesetzliche Grundlagen Initiativen und Referenden

c. auf Bezirks- und Gemeindeebene – Zusammenfassung

• Zum Sammeln:

• Nur Stimmberechtigte dürfen unterschreiben

• Initiative: gibt keine Sammelfrist!!

• Einzelinitiative: ein Unterzeichner genügt

• Pluralinitiative: bestimmte Anzahl Unterschriften nötig (abhängig von Anzahl Stimmberechtigter)

 Sonst keine weiteren Vorgaben

• Für die Stimmrechtsbescheinigung:

 Keine Vorgaben
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3. Stimmrechtsbescheinigungen für Initiativen und Referenden

a. auf Bundesebene

• Hängige Initiativen: Im Sammelstadium

• Hängige Referenden: Vorlagen mit laufender Referendumsfrist

• Vorgehen gemäss Broschüre «Stimmrechtsbescheinigung» (Vorlagen mit laufender Referendumsfrist)

• Checkliste auf Seiten 27 bis 29

• Hinweise:

• Dito-Zeichen nur bei Wohnadresse erlaubt (Broschüre, Seite 12)

• Es müssen überall Einträge sein (Broschüre, Seite 12)

• Ungültige Einträge nicht streichen (Broschüre, Seite 13)

• Leere Linien streichen (Strich oder Z) (Broschüre, Seite 13)

• Begründung bei Ungültigkeit angeben ist Pflicht (Broschüre, Seite 13)

• Unterschriftenbogen konsequent durchnummerieren (fortlaufend) (Borschüre, Seite 23)

• Gesamtbescheinigung: Bescheinigung und Bogen gut verbinden (Broschüre, Seite 23)

• Gesamtbescheinigung: Kopien aufbewahren (Broschüre, Seite 23)

• Kontrolle: ausser Unterschrift alle Einträge mit roter Farbe machen
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3. Stimmrechtsbescheinigungen für Initiativen und Referenden

b. auf Kantons-, Bezirks- und Gemeindeebene

Mangels gesetzlicher Vorgabe gilt:

 Grundsätzlich gleiches Vorgehen wie auf Bundesebene!

Mit folgender Ausnahme:

Eigenhändige Unterschrift genügt, Rest kann von gleicher Hand oder mit Maschine geschrieben sein.
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3. Stimmrechtsbescheinigungen für Initiativen und Referenden

c. auch gut zu wissen

• Im Zweifelsfall Abklärungen treffen (Broschüre, Seite 7)

• Verspätet eingereichte Sammelbogen (Broschüre, Seite 9)

• Aufbewahrungspflicht und Vernichtung (Broschüre, Seite 14)

• Auskunftsrecht eigene Unterschrift (Broschüre, Seite 14)

• Auffälligkeiten oder Verdachtsmomente feststellen und melden (mögliche Bespiele, Broschüre, Seite 15), 

Meldeformular: Meldeformular - Made with Findmind

• Sonderfälle (Broschüre, Seiten 18 und 19)
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3. Stimmrechtsbescheinigungen für Initiativen und Referenden

d. Beispiele 1/4

• falsch: Leerzeilen nicht gestrichen
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3. Stimmrechtsbescheinigungen für Initiativen und Referenden

d. Beispiele 2/4

• gut: Leerzeilen gestrichen
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3. Stimmrechtsbescheinigungen für Initiativen und Referenden

d. Beispiele 3/4

• falsch: ungültige gestrichen
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3. Stimmrechtsbescheinigungen für Initiativen und Referenden

d. Beispiele 4/4

• gut: ungültige nicht gestrichen
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4. Gesetzliche Grundlagen Wahlen (Wahlvorschläge)

a. auf Bundesebene 1/2

• BPR (Nationalratswahlen)

• Art. 24 Abs. 1 und 2
1 Jeder Wahlvorschlag muss handschriftlich von einer Mindestzahl Stimmberechtigter mit politischem 

Wohnsitz im Wahlkreis unterzeichnet sein. Die Mindestzahl beträgt:
2 Ein Stimmberechtigter darf nicht mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Er kann nach der 

Einreichung des Wahlvorschlages seine Unterschrift nicht zurückziehen.

• VPR (Nationalratswahlen)

• Art. 8b Abs. 3
3 Der Name eines Stimmberechtigten, der mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet hat, wird vom Kanton 

unverzüglich auf allen Wahlvorschlägen gestrichen.
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4. Gesetzliche Grundlagen Wahlen (Wahlvorschläge)

a. auf Bundesebene 2/2

• Kreisschreiben des Bundesrates an die Kantonsregierungen über die Gesamterneuerungswahlen des 

Nationalrates vom ….

 Regierungsrat erlässt: Dekrete für die National- und Ständeratswahlen vom …
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4. Gesetzliche Grundlagen Wahlen (Wahlvorschläge)

b. auf Kantons- Bezirks- und Gemeindeebene 1/2

• WAG

• § 23b Abs. 1 und 2
1 Die Wahlvorschläge müssen von den vorgeschlagenen Personen sowie von folgender Mindestzahl von 

Stimmberechtigten aus dem Wahlkreis unterzeichnet sein:

2 Ein Stimmberechtigter darf für die gleiche Wahl nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen.

• § 23c Abs. 1
1 Die Einreichungsstelle überprüft, ob die Wahlvorschläge die Anforderungen erfüllen.
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4. Gesetzliche Grundlagen Wahlen (Wahlvorschläge)

b. auf Kantons- Bezirks- und Gemeindeebene 2/2

• KRWG

• § 5 Abs. 1
1 Die Eingaben müssen von fünf Stimmberechtigten je volles Tausend Einwohner der Gemeinde (Stichtag 

31. Dezember des Wahlvorjahres), mindestens aber von fünf und höchstens von 25 Stimmberechtigten 

unter Angabe ihres eigenen Namens, Vornamens, Geburtsjahres und ihrer Wohnadresse eigenhändig 

unterzeichnet sein. Der gleiche Stimmberechtigte darf nicht mehr als einen Wahlvorschlag 

unterzeichnen.

• Regierungs-, Bezirks- oder Gemeinderat

• Regierungsrat: Dekret für einen bestimmten Wahlgang (Erneuerungswahlen Ständerat, Kantonsrat, 

Regierungsrat und kommunale Wahlen und Ersatzwahlen Ständerat, Kantonsrat und Regierungsrat)

• Bezirk- oder Gemeinderat: Dekret für Ersatzwahlen Bezirk oder Gemeinde
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5. Stimmrechtsbescheinigungen für Wahlen

• gemäss Dekret und Vorgaben des Regierungsrates:

• Grundsätzlich analog Initiativen und Referenden

• Ausnahme: Unterschriften aus mehreren Gemeinden auf gleichem Bogen sind zulässig (Unterzeichner 

nummerieren und bei der Bescheinigung klar angeben, für welche Unterzeichner die Unterschriften 

bescheinigt werden)
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6. Weitere Aufgaben der Einwohnerämter bei Wahlen und Abstimmungen 1/4

• Stimmregister:

• Art. 4 BPR:

• 1 Die Stimmberechtigten sind am politischen Wohnsitz in das Stimmregister einzutragen. 

Eintragungen und Streichungen sind von Amtes wegen vorzunehmen.

• 2 Vor einer Wahl oder Abstimmung sind Eintragungen bis zum fünften Vortag des Wahl- oder 

Abstimmungstages vorzunehmen, wenn feststeht, dass die Voraussetzungen zur Teilnahme am 

Abstimmungstag erfüllt sind.

• 3 Das Stimmregister steht den Stimmberechtigten zur Einsicht offen.

• § 5 Wahl- und Abstimmungsgesetz der Römisch-katholischen Kantonalkirche Schwyz hält fest, dass sich 

das Stimmregister der Kirchgemeinden auf die Einwohnerkontrolle der politischen Gemeinden stützt.
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6. Weitere Aufgaben der Einwohnerämter bei Wahlen und Abstimmungen 2/4

• Stimmregister:

• Führung:

§ 9 Abs. 1, zweiter Satz, WAG: Der Gemeinderat bezeichnet eine amtliche Stelle, die das Stimmregister 

führt.

• Stimmrecht:

§§ 3 bis 6 WAG und § 9 WAG

• Einsicht:

§ 10 WAG

• Beschwerden:

§ 11 WAG

• Datenweitergabe:

§ 12 WAG

• Ausschuss Wahl- und Abstimmungsbüro:

§ 23 Abs. 2 Bst. c WAG

• Protokoll Wahlen und Abstimmungen:

§ 32 Bst. b WAG
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6. Weitere Aufgaben der Einwohnerämter bei Wahlen und Abstimmungen 3/4

• Gemeindeversammlung:

• § 8 Abs. 2 GOG:

Die Gemeindeversammlung ist die Versammlung der Stimmberechtigten einer Gemeinde; die 

Bezirksgemeinde ist die Versammlung der Stimmberechtigten eines Bezirks.

• § 22 GOG:

Die Gemeindeversammlung ist öffentlich.

 Stimmregister nötig, um die Stimmberechtigung zu überprüfen bzw. nachzuweisen.
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6. Weitere Aufgaben der Einwohnerämter bei Wahlen und Abstimmungen 4/4

• Einsichtnahme Unterschriftenlisten:

• Initiativen und Referendum

Gemäss Art. 64 Abs. 2 bzw. Art. 71 Abs. 2 BPR dürfen Unterschriftenlisten bei Initiativen und Referenden 

nicht eingesehen werden (Wahrung Stimmgeheimnis)

 Es darf niemandem Auskunft darüber gegeben werden, ob jemand eine eidgenössische, kantonale oder 

kommunale Initiative oder ein eidgenössisches oder kantonales Referendum unterzeichnet hat.

• Wahlen

Gemäss Art. 26 BPR, § 6 KRWG und § 14 WAV können Wahlvorschläge während einer bestimmten Zeit bei 

der Einreichungsstelle eingesehen werden.

 Als EWA keine Auskunft darüber geben, wer welchen Wahlvorschlag unterzeichnet hat. Die 

Wahlvorschläge liegen auf und können nur während der Auflagefrist eingesehen werden.
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